
Nachschlagewerks ja 
Amtliche Sammlung: nein

2388 056

ZPO §§ 260, 138 Abs. 1

Einander ausschließende Ansprüche mit sich widerspre­
chenden Begründungen können in verschiedenen Verfahren 
(z.B. Zivilprozeß und Verfahren nach dem Gesetz über 
die Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit) 
gleichzeitig geltend gemacht werden, sofern dadurch die 
Wahrheitspflicht nicht verletzt wird.

BGH, TJrt. v, 3. Juni 1959 - V ZR 155/58 - OEG Hamm
EG Münster i.Wo
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V ZR 1 5 5 /5 8

Verkündet 
am 3* Juni 1959 

Symalla, Justizobersekretär 
als Urkundsbeamter der Ge­

schäftsstelle
I m  N a m e n  d e s  V o l k e

/
i  • :

In dem Rechtsstreit

chtsanwalts U r ^ R f l H K J | P i n  i .Vf. ? P(
_ als Testamentsvollstrecker des am 17. LEarz
verstorbenen Preiherrn Adolf S p f l p  von und zu 

in BUfll bei BflHK, Kreis
Beklagten, Berufungsklägers und Anschluß- berufungsbeklagten sowie Revisionsklägers,

- Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt Br,

gegen
die Ehefrau Erika Gräfin vi 
${

m

Klägerin, Berufungsbeklagte und Anschluß­
berufungsklägerin sowie Revisionsbeklagte,

- Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt

hat der V. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs auf die münd­
liche Verhandlung vom 3. Juni 1959 unter Mitwirkung des 
Senatspräsidenten Brc Tasche und der Bundesrichter Ir Hücking- 
I-iaus, Pr. Piepenbrock, Br«. 25attern und Offxerdjnger

für Recht erkannt:
Pie Revision gegen das Urteil des 8, Zivil­

senats des Oberlandesgerichts in Hamm vom 22,
April 1958 wird auf Kosten des Beklagten zurück­
gewiesen.

Von Rechts wegen
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Tatbestand:

\ : 
4 * V

Die Klägerin ist die Tochter der ersten Ehefrau des 
am 17 > März 1936 verstorbenen Adolf Freiherrn S p v o n  
und aus deren erster Ehe mit dem Oberverwal-
tungsgerichtsrat B a I m  Jahre 1934 adoptierte Baron 
S p O B  die Klägerin. Am 12« September 1937 schloß er mit 
seiner Adoptivtochter und ihrem damaligen Verlobten, ihrem 
jetzigen Ehemann, anläßlich der bevorstehenden Vermählung 
der Klägerin einen als Schenkungs- und Ehevertrag bezeich- 
neten notariellen Vertrag (Hr. 115/37 des Urkundenregisters 
des Notars Paul M e ( ^  in Brfl^ i.W.). Im § 1 dieses Ver­
trages übertrug Baron B p f m  sein Sägewerk in 
mit Grundstücken, Gebäuden und Inventar auf die Klägerin.
Im § 3 dieses Vertrages heißt es, daß Baron SplfB^ seiner 
Adoptivtochter ferner folgende Zuwendungen macht:

Ma) Er gewährt ihr zur Einrichtung eines angemesse­
nen Haushalts einen Barftetrag von 10 000 RM; von 
diesem Betrage wird der Betrag von 6 000 RM so­
fort bezahlt. Der Restbetrag wird erst dann fällig, 
wenn die Beschenkte von fortzieht
und noch Möbel benötigt.

b) Er gewährt ihr ferner einen Barbetrag von 50000 RM 
(buchstäbdlich: fünfzigtausend Reichsmark), eine 
Reichsmark mindestens gleich einer Goldmark, 
letzteres mit der Maßgabe, daß dieses Kapital 
von 50 000 EM erst ausgezahlt wird ein Viertel­
jahr nach dem Tode des Schenkers. Es ist jedoch 
nicht Bedingung, daß die Beschenkte den Schenker 
überlebt; sollte sie vor ihm versterben, so er­
halten ihre Erben das Kapital. Das Kapital wird 
von dem Schenker sichergestellt nach seinem Gut­
dünken« Bis zur Fälligkeit des Kapitals zahlt
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der Schenker der Beschenkten ab 1. Oktober 
1937 von dem ganzen Kapital an Zjisen jährlich 
sechs vom Hundert ? also jährlich 3 000 HM 
(buchstäblich: dreitausend Beichsmark), und 
zwar in vierteljährlichen am ersten eines jeden 
Kalendervierteljahres fälligen Teilen* Der Zins­
satz ermäßigt sich jedoch auf fünf vom Hundert 
jährlich, also auf jährlich 2 500 HM (buchstäb­
lich: zweitausendfUnfhundert Beichsmark), sobald 
der leibliche Vater der Beschenkten, der Verwal- 
tungsgeiichtsdirektors BaflBP in Befliß, ver­
storben ist.11

Hach den §§ 4 und 5 des Vertrages wurden alle diese Zuwen­
dungen Vorbehaltsgut der Klägerin*

Im Jahre 1950 nahm der Baron seinen Großnef­
fen Elmar Freiherrn an Kindes Statt an. In
seinem Testament vom 8. Mai 1952 setzte er diesen zu sei­
nem Hacherben ein. Zugleich ordnete er an, daß die Kläge­
rin nur den Pflichtteil bekommen solle und alle Zuwendun­
gen, welche sie durch den Vertrag vom 12. September 1937 
erhalten habe, auf den Pflichtteil anzurechnen seien.

Zwischen der Klägerin und ihrem Adoptivvater ist es 
zu mehreren Hechtsstreitigkeiten gekommen. Im Jahre 1950 
klagte die Klägerin die Zinsen des Kapitals von 500Ö0 EM 
für die Zeit vom 1. September 1944 bis zum 30. Juni 1948 
sowie für den Monat Juli 1948 ein (C 157/50 des Amtsge­
richts Brakei). In diesem Bechtsstreit ist das Berufungs­
gericht von einem Umstellungsverhältnis von 1 : 1 ausge­
gangen. In einem weiteren Bechtsstreit (3 0 58/52 de's 
Landgerichts Paderborn) handelte es sich darum, ob die 
Zinsen des-Kapitals von 50 000 BM im voraus oder nachträg­
lich zu zahlen sind. In diesem Verfahren erging gegen
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Baron S p ^ H k  ©in Versäumnisurteil folgenden Inhalts: 
ttEs wird festgestellt, daß der Beklagte verpflichtet ist, 
die ^insen des Kapitals von 50 000 DM (i.B,: fünfzigtau­
send Deutsche Mark), welches der Beklagte der Klägerin 
aus dem Vertrage vom 12. September 1937 schuldet, vier­
teljährlich im voraus zu zahlen.”

Der Beklagte hat als Testamentsvollstrecker 5 000 IM 
an die Klägerin gezahlt. Er hat die Ansicht vertreten, daß 
der Kapitalbetrag von 50 000 RM im Verhältnis 10 s 1 umge­
stellt sei.

Die Klägerin ist der Ansicht, daß hinsichtlich ihrer 
Kapitalforderung eine Umstellung im Verhältnis 1 : 1 
Platz greife. Sie meint, es handle sich um eine Verbind­
lichkeit im Rahmen einer Auseinandersetzung zwischen Eltern 
und Kindern im Sinne des § 18 Abs. 1 Br. 3 UmstG. Die 
Klägerin erhebt Anspruch auf Zahlung weiterer 45 000 DM,
Sie hat mit der am 18. November 1956 zugestellten Klage 
zunächst beantragt, den Beklagten zu verurteilen, an sie 
1 500 DM zu zahlen.

Der Beklagte hat um Abweisung der Klage gebeten und 
die Auffassung vertreten, daß es sich um eine Forderung 
aus einer Schenkung handle.

Das Landgericht hat den Beklagten antragsgemäß ver­
urteilt. Zur Begründung seiner Entscheidung hat es ausge­
führt: Die durch den Vertrag vom 12. September 1937 zu 
Gunsten der Klägerin begründete Verbindlichkeit sei gemäß 
§ 18 Abs. 1 Nr. 3 UmstG in voller Höhe auf Deutsche Mark 
umgestellt. Es handle sich bei diesem Vertrage um einen 
Ausstattungsvertrag nach § 1624 BGB. Wirtschaftlich ge­
sehen liege darin eine vorweggenommene Abfindung.
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Durch den Vertrag sei die anwartschaftsähnliche Bezie­
hung der Klägerin zum Vermögen ihres Adoptivvaters nä­
her geregelt worden.

Gegen dieses ^rteil hat der Beklagte mit dem Ziele 
der Abweisung der Klage Berufung eingelegt. Die Klägerin 
hat um Zurückweisung di-eses Rechtsmittels gebeten und 
sich der Berufung des Beklagten angeschlossen mit dem 
Anträge, unter Abänderung des angefochtenen Urteils den 
Beklagten zu verurteilen, an sie 6 100 DM nebst 4 $ Zin­
sen seit dem 17* Juni 1956 zu zahlen.

Der Beklagte hat um Zurückweisung der Anschlußprü­
fung gebeten und weiterhin hilfsweise beantragt, den 
Rechtsstreit bis zur Entscheidung des vor dem Landwirt­
schaft sge rieht in Brakei unter dem Aktenzeichen LwH 7/58 
anhängigen Verfahrens auszusetzen. Zur Begründung des 
Aussetzungsantrages hat der Beklagte vorgetragens In je­
nem Verfahren habe die Klägerin um die Feststellung gebe­
ten, daß sie Erbin und Hoferbin nach ihrem Adoptivvater 
geworden sei. Zu dieser Feststellung sei allein das Land­
wirt schaftsgericht berechtigt. Das Verfahren vor dem 
Landwirtschaftsgericht sei also vorgreiflieh im Sinne des 
§ 148 ZPO, wenn man nicht nunmehr die Klage für unschlüs­
sig halte, da ja dann Forderung und Schuld in einer Hand 
vereinigt seien, die Forderung also erloschen sei. Da die 
Klägerin auch die Richtigkeit des Testaments geltend mache, 
auf dem die Ernennung des Beklagten zum Testamentsvoll­
strecker beruhe, könne dieser auch nicht mehr der richtige 
Beklagte sein.

Die Klägerin hat demgegenüber vorgetragen, daß sie 
die in dem Verfahren vor dem Landwirtschaftsgericht vorge­
tragenen Behauptungen in diesem Rechtsstreit nicht auf st eile,

#'
** •



sondern hier den Beklagten in seiner von ihm für ordnungs­
mäßig gehaltenen Stellung als Testamentsvollstrecker der 
Erbprätendenten in Anspruch nehme. Der Beklagte hält es 
für arglistig, wenn die Klägerin in beiden Verfahren von 
sich gegenseitig ausschließenden Rechtsansichten ausgehe»

Bas Berufungsgericht hat in der mündlichen Verhand­
lung vom 22. April 1958, auf die das Urteil ergangen ist, 
den Aussetzungsantrag des Beklagten abgelehnt.

In der Sache selbst hat es die Berufung des Beklag­
ten zurückgewiesen und auf die Anschlußberufung der Klä­
gerin unter Zurückweisung des Rechtsmittels im übrigen 
in Abänderung des angefochtenen Urteils den Beklagten ver­
urteilt, an die Klägerin weitere 4 600 BM nebst 4 *f> Zinsen 
seit dem 19. November 1956 zu zahlen.

Mit der Revision verfolgt der Beklagte seinen An­
trag auf Abweisung der Klage weiter. Bie Klägerin bittet 
um Zurückweisung des Rechtsmittels«

I.
Bas Berufungsgericht hat zunächst geprüft, ob das 

Verfahren vor dem Landwirtschaftsgericht in Brakei auf die 
in dem gegenwärtigen Rechtsstreit zu treffende Entscheidung 
Einfluß hat. Es hat diese Frage verneint.

Bas Oberlandesgericht hat ausgeführt s Bie Klägerin be­
haupte in diesem Rechtsstreit nicht, daß sie Erbin sei, 
und mache auch nicht geltend, daß die Testamente nichtig 
seien, auf denen die Stellung des Beklagten als Testaments­
vollstrecker beruhe. Ber Beklagte selbst stelle derartige
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Behauptungen nicht auf. Bas den Gegenstand des Verfahrens 
vor dem Landwirtschaftsgericht bildende Vorbringen sei 
demnach in den gegenwärtigen Rechtsstreit nicht einge- 
fUhrt worden. Es müsse deshalb unberücksichtigt bleiben, 
da der Inhalt dieses Vorbringens auch nicht etwa als 
Tatsache gerichtsbekannt sei.

Lie Revision meint demgegenüber, der Vortrag der Klä­
gerin im Verfahren vor dem Landwirtschaftsgericht sei da­
durch in den gegenwärtigen Rechtsstreit eingeführt worden, 
daß der Beklagte auf diese Behauptungen verwiesen habe.
Sie ist der Auffassung, das Berufungsgericht hätte jenes 
Vorbringen nicht unberücksichtigt lassen dürfen, das der 
Beklagte, der die Richtigkeit dieser Behauptungen bestrei­
te, in den Rechtsstreit als Behauptungen der Klägerin 
eingeführt habe. Nach Ansicht der Revision durfte das Be­
rufungsgericht deshalb diese Behauptungen der Klägerin 
nicht außer acht lassen. Sie hält die Ansicht des Ober- 
landesgerichts, daß eine Partei in verschiedenen Verfah­
ren auch verschiedene Behauptungen aufsteilen könne, für 
irrig und sieht darin einen Verstoß geg£n § 138 Abs. 1 
ZPO. In der NichtBerücksichtigung der von der Klägerin 
in den Rechtsstreit eingeführteri Behauptungen sieht sie 
einen Verstoß gegen die §§ 128, 286 ZPO. Sie weist darauf 
hin, daß eine Partei die ihr ungünstigen Behauptungen 
grundsätzlich gegen sich gelten lassen müsse«

Biesen Rügen war der Erfolg zu versagen.

Richtig ist zwar, daß der Beklagte auf ».das Vorbringen 
der Klägerin in dem Verfahren vor dem Landwirtschaftsge­
richt und die dort gestellten Anträge hingewiesen und aus 
jenem Vortrag auch Folgerungen für den gegenwärtigen 
Rechtsstreit gezogen hat. Es trifft hingegen nicht zu, 
daß das Berufungsgericht das Vorbringen der Klägerin



in dem landwirtschaftsgerichtlichen Verfahren außer acht 
gelassen hat; denn es hat sich mit der Frage, ob jenes 
Verfahren auf den vorliegenden Rechtsstreit Einfluß hat, 
ausdrücklich auseinandergesetzt. Seine Auffassung, daß 
dies nicht der Fall sei, ist im Ergebnis nicht zu bean­
standen. Das Berufungsgericht hat sich auf den Standpunkt 
gestellt, daß, falls sich der in dem Verfahren vor dem 
Amtsgericht gestellte Antrag als unbegründet erweisen.soll­
te, der Sachvortrag in dem gegenwärtigen Rechtsstreit zu­
treffend sein und die Entscheidung des Gerichts durch die­
sen Sachverhalt getragen würde, daß sich allerdings, wenn 
die Klägerin mit ihren bei dem Landwirtschaftsgericht ge­
stellten Anträgen durchdringen sollte, nachträglich heraus­
steilen würde, daß die Entscheidung des Prozeßgerichts 
auf der irrigen Annahme beruht habe, die Klägerin sei 
Nachlaßgläubigerin und nicht Erbin und der Beklagte sei 
mit Recht zum Testamentsvollstrecker bestellt worden.
Eine solche Entscheidung des LandwirtSchaftsgerichts hätte 
aber zur Folge, daß die Klägerin als Erbin Anspruch auf 
alle Gegenstände und wirtschaftlichen Werte des Nachlasses 
hätte, die der Beklagte jetzt verwalte.

Die Revision hält es für unzulässig, daß die Klägerin 
in verschiedenen Verfahren Behauptungen auf stellt, die 
zueinander in Widerspruch stehen. Dem kann nicht beigetre­
ten werden* Die Möglichkeit sich widersprechender Behaup­
tungen einer Partei zeigt sich vor allem bei der objekti­
ven Klagenhäufung. Würde zu dem Nachlaß des Barons S p ^ H ^  
kein Hof im Sinne der Höfeordnung gehören, so wäre die 
Klägerin beispielsweise nicht gehindert gewesen, vor dem 
Prozeßgericht Klage zu erheben mit dem Hauptantrage auf 
Feststellung, daß sie Erbin ihres Adoptivvaters geworden 
sei, und dem Hilfsantrage auf Zahlung des ihr in dem Ver­
trage vom 12. September 1937 zugewendeten Betrages, der
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Gegenstand des gegenwärtigen Rechtsstreits ist. In die­
sem Palle würden Haupt- und Eventualbegehren in Bezug 
auf Antrag und Begründung verschieden sein und sich wider­
sprechen, Eine solche Klagenhäufung ist zulässig. Nach 
der Rechtsprechung des Reichsgerichts, an der festzuhal­
ten ist, ist es angängig, für denselben Antrag in Even­
tualstellung verschiedene Begründungen zu geben, auch 
wenn sie einander widersprechen. Bas entspricht nament­
lich wegen der Unsicherheit des Beweises einem unabweis- 
lichen praktischen Bedürfnis und ist allgemein anerkannt 
(vgl, Stein/Jonas/Schönke, ZPO 17* Aufl. § 260 Anm. II 
B 2 f ; RGZ 144? 71). läßt man aber sich widersprechende 
Eventualbegründungen zu, so ist kein Grund ersichtlich, 
eine Unterscheidung je nach der Einheitlichkeit öder 
Verschiedenheit des Antrages zu machen. Bas Reichsgericht 
hat denn auch in seinem Urteil vom 13. Oktober 1911 (RGZ 
77? 120) die Zulässigkeit einer Klagenhäufung auch für 
den Pall angenommen, daß dem Hauptanspruch und dem Hilfs­
anspruch je zwei verschiedene Tatbestände und Geschehnis­
se zugrunde gelegt werden, von denen jedes ein besonderes 
Rechtsverhältnis bildet und seinen eigenen, von dem ande­
ren verschiedenen materiellen Anspruch erzeugt. Ist es 
aber in solchen Fällen zulässig, daß der Kläger sich wi­
dersprechende Anträge stellt und sich ausschließende Be­
gründungen für sie gibt, so muß das auch gelten, wenn die 
Möglichkeit einer Klagenhäufung nicht besteht, weil - wie 
hier - für einen der erhobenen Ansprüche eine ausschließ­
liche Zuständigkeit besteht. Nicht zu verkennen ist aller­
dings, daß ein Unterschied insofern besteht, als es bei 
der Stellung von Haupt- und Hilfsanträgen nicht zu sich 
widersprechenden Entscheidungen kommen kann, da immer nur 
der eine oder der andere Antrag begründet sein kann,*wäh­
rend, wenn mehrere sich gegenseitig ausschließende Ansprüche
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mit sich widersprechenden Begründungen in verschiedenen 
Verfahren erhoben werden, die ergehenden Entscheidungen 
sich widersprechen können. Gleichwohl ist ein solches 
prozessuales Vorgehen zuzulassen; denn auch in diesen 
Fällen besteht angesichts der Unsicherheit des Beweises 
ein praktisches Bedürfnis für die Möglichkeit gleichzei­
tiger Geltendmachung der mehreren Ansprüche. Unzulässig 
ist ein derartiges Vorgehen allerdings dann, wenn durch 
das sich widersprechende tatsächliche Vorbringen die 
Wahrheitspflicht verletzt, also gegen § 138 Abs. 1 ZPO 
verstoßen wird. Aus dem Gesagten folgt, daß es entgegen 
der Auffassung der Revision nicht unzulässig ist, daß 
die Klägerin vor dem Amtsgericht einen anderen Anspruch 
auf Grund eines anderen Tatbestandes verfolgt wie in dem 
vorliegenden Rechtsstreit. Das Beschwerdegericht hat auch 
mit zutreffender Begründung angenommen, daß das Verfahren 
vor dem Landwirtschaftsgericht auf den vorliegenden Rechts­
streit keinen Einfluß hat, daß vielmehr die hier zu tref­
fende Entscheidung, wenn sie zu Gunsten der Klägerin er­
geht, lediglich gegenstandslos wird, sofern die Klägerin 
in dem Verfahren vor dem Amtsgericht obsiegen sollte.
Aus alledem ergibt sich, daß das Berufungsgericht weder 
§ 128 ZPO noch auch § 286 ZPO verletzt hat, indem es auf 
das Vorbringen des Beklagten nicht eingegangen ist, der 
eingeklagte Anspruch sei - vom Standpunkt der Klägerin 
aus gesehen - durch Vereinigung von Forderung und Schuld 
in einer Person erloschen, sodaß der Klage nicht stattge­
geben werden könne.

Ebenso wenig liegt die von der Revision gerügte Ver­
letzung de'r Wahrheitspflicht vor. Die Klägerin beruft 
sich zwar in beiden Verfahren auf verschiedene Tatbestän­
de und leitet aus ihnen Rechtsfolgen her, die einander 
widersprechen. Daß dies zulässig ist, folgt bereits aus
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dem oben Gesagten. § 138 Abs. 1 ZPO will im übrigen nur 
der Prozeßlüge entgegentreten und damit eine redliche 
Prozeßführung sichern. Keine Partei darf deshalb bewußt 
Unwahres Vorbringen (BGHZ 19, 387, 390/391; Baumbach/Lau- 
terbach, ZPO § 139 Anm. 1 B; Stein/Jonas/Schönke, ZPO 
17. Aufl. § 138 Anm. I 1 b)« Um einen solchen Pall han­
delt es sich hier nicht« Die Revision behauptet selbst 
nicht, daß die Klägerin vor dem LandwirtSchaftsgericht 
Tatsachen in dem Bewußtsein vorgebracht habe, daß sie un­
wahr seien; vielmehr nimmt die Revision lediglich daran 
Anstoß, daß die Klägerin in jenem, Verfahren einen Sachver­
halt vorgetragen und aus ihm rechtliche Polgen abgeleitet 
hat, die zu ihrem Vorbringen in dem vorliegenden Rechts­
streit in Widerspruch stehen. Die Tatsache, daß die Klä­
gerin aus verschiedenen tatsächlichen Vorgängen sich 
widersprechende Rechtsfolgen herleitet und sie zur rich­
terlichen Entscheidung stellt, erfüllt den Tatbestand 
des § 138 Abs. 1 ZPO nicht und nötigte das Berufungsge­
richt auch nicht, hieraus der Klägerin ungünstige Folge­
rungen zu ziehen, zumal da dahinsteht, ob und inwieweit 
die Klägerin die Richtigkeit der von ihr für wahr gehalte­
nen, in dem landwirtschaftsgerichtlichen Verfahren aufge- 
steilten Behauptungen wird erweisen können. Zudem kann 
in jenem Verfahren mit bindender Wirkung nur festgestellt 
werden, ob die Klägerin Hoferbin geworden ist oder nicht. 
Es wird daher in jenem Verfahren nicht oder doch nicht 
bindend darüber entschieden, wer Erbe des hoffreien Ver­
mögens geworden ist. Danach ist nicht auszuschließen, 
daß der Klägerin, selbst wenn sie Hoferbin geworden sein 
sollte, der hier geltend gemachte Anspruch gegen den Erben 
des hoffreien Vermögens zusteht, wovon das Berufungsge­
richt offenbar ausgegangen ist, das die 30 000 HM mit 
der Höhe des AllodVermögens des Barons S p ^ H V  verglichen 
hat. Damit entfallen zugleich die Rügen der Revision, '
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daß das Berufunsgericht den Grundsatz nicht berücksich­
tigt habe, nach dem jede Bartei ihre ihr ungünstigen 
Behauptungen gegen sich gelten lassen müsse, und die 
Klägerin keine Sondervorteile daraus ziehen dürfe, daß 
sie einmal diesen und einmal jenen Standpunkt einnehme.

Die Revision kann schließlich nichts für ihren 
Standpunkt daraus herleiten, daß das Berufungsgericht 
die Frage geprüft hat, ob das Verhalten der Klägerin 
etwa arglistig sei; denn diese Prüfung beruht darauf, daß 
der Beklagte der Klägerin ein arglistiges Verhalten vor­
geworfen hatte. lTicht zu beanstanden ist auch, daß das 
Oberlandesgericht bei der Erörterung der behaupteten 
Arglist davon ausgegangen ist, die Klägerin nehme in 
dem Verfahren vor dem Amtsgericht für sich das Recht in 
Anspruch, Alleinerbin ihres Adoptivvaters geworden zu 
sein; denn das entsprach gerade dem Vorbringen des Be­
klagten, während die Klägerin nur geltend gemacht hat, 
sie wolle in jenem Verfahren festgesteilt wissen, daß sie 
Hoferbin geworden sei. Die Klägerin hat endlich in dem 
vorliegenden Rechtsstreit auch nicht die wirksame Anord­
nung der Testamentsvollstreckung in Zweifel gezogen. Wenn 
sie in dem Verfahren vor dem Amtsgericht einen anderen 
Standpunkt eingenommen hat, so kann daraus nach dem oben 
Gesagten nicht hergeleitet werden, daß sie hier den Beklag­
ten als Testamentsvollstrecker nicht auf Zahlung in An­
spruch nehmen könne.

II.
Bas Berufungsgericht hat weiter zutreffend dargelegt, 

daß in den Vorprozessen noch nicht darüber entschieden wor 
den sei, in welchem Verhältnis die strittigen 50 000 BM 
umgestellt seien. Insoweit erhebt die Revision auch keine 
Rüge.
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Das Berufungsgericht hat angenommen, daß die Forde­
rung der Klägerin im Verhältnis 1 % 1 umgestellt sei« Es 
hat die Forderung als eine Zuwendung unter Lebenden ange­
sprochen; deren Erfüllung auf die Zeit nach dem Tode des 
Zuwendenden hinausgeschoben worden sei. Nach der Ansicht 
des Oberlandecgerichts ist bei derartigen Rechtsgeschäften 
nicht § 2301 BGB anzuwenden, ist die Forderung vielmehr be­
reits mit der Zuwendung entstanden.

Die Revision meint. dem gegenüber, es habe sich bei 
den 50 000 RU um eine Schenkung von Todes wegen im Sinne 
des § 2301 BGB gehandelt, bei der schon die für sie vorge­
schriebene Form nicht gewahrt worden sei. Der Revision ist 
suzugeben, daß der Vertrag vom 12. September 1937 als Schen­
kung von Todes wegen der Form des Erbvertrages bedurft hätte, 
die nach dem im Jahre 1937 geltenden Recht erforderte, daß 
der Notar einen zweiten Notar oder zwei Zeugen hinzuzog 
(§ 2233 BGB a.F.), Das war nach dem Testamentsgesetz vom 
31. Juli 1938, das am 4. August 1938 in Kraft getreten ist, 
nicht mehr erforderlich. Die Revision übersieht, daß nach 
§ 51 Abs. 3 TestG bei Erbfällen, die sich - wie hier - nach 
dem Inkrafttreten dieses Gesetzes ereignet haben, an die 
Gültigkeit des Testaments keine höheren Anforderungen zu 
stellen sind, als nach diesem Gesetz für ein Testament der 
betreffenden Art zulässig ist, auch wenn das Testament vor 
den Inkrafttreten dieses Gesetzes errichtet ist, und daß 
dies entsprechend für Erbverträge gilt. Nach der jetzt gel­
tenden Fassung des § 2233 BGB, die auf dem Gesetz zur Wie­
derherstellung der Gesetzeseinheit auf dem Gebiete des bür­
gerlichen Rechts vom 5. März 1953 beruht, ist für die Gül­
tigkeit des Testaments oder Erbvertrages die Zuziehung 
eines zweiten Notars oder zweier Zeugen ebenfalls nicht er­
forderlich. Die Ansicht der Revision ist danach irrig, 
daß, da eine Schenkung von Todes wegen vorliege; der erhobene
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Anspruch schon deshalb nicht begründet sei, weil der Ver­
trag vom 12. September 1937 nicht den damals geltenden 
Formvorschriften entsprocheniliabe.

Die Revision wirft dem Berufungsgericht ferner Ver­
letzung des § 286 ZPO und der §§ 133» 157 BOB vor. Sie 
meint, daraus, daß nach dem Vertrage vom 12. September 1937 
die Beschenkte den Schenker nicht zu überleben brauche, 
folge noch nicht, daß es .sich um ein Schenkungsversprechen 
im Sinne des § 518 BOB und nicht um eine Schenkung von 
Tcdes wegen handle; denn in dem Vertrage sei weiter gesagt, 
daß; falls'die Klägerin vor ihrem Adoptivvater versterbe, 
ihre Erben das Kapital erhalten sollten. Die Revision rügt, 
daß sich das Berufungsgericht mit diesem Satz nicht aus­
einandergesetzt habe, aus dem sie herleitet, daß jeden­
falls die Erben der Klägerin auf den Todesfall des Schen­
kers eingesetzt worden seien und unter der Bedingung, daß 
sie den Schenker überleben. Sie folgert daraus, daß die 
Klägerin über das Schenkungsversprechen nicht unter Leben­
den habe verfügen können, da es ihren Erben gegenüber zu 
erfüllen gewesen sei und nicht gegenüber einem etwaigen 
Zessionär. Hach Ansicht der Revision hat das Berufungsge­
richt in diesem Zusammenhang den § 2096 BOB zu Recht zi­
tiert, aber den entscheidenden Unterschied zwischen einer 
Schenkung von Todes wegen nach § 2301 BOB und einem Schen­
kung sversprechen nach § 518 BOB nicht erkannt.

Diesen Rügen war der Erfolg zu versagen.

Das Berufungsgericht hat sich mit der Rechtsnatur der 
einzelnen in dem Vertrage vom 12. September 1937 enthaltenen 
Zuwendungen befaßt. Es hat als unerheblich angesehen, wie 
der Anspruch bei seiner Begründung bezeichnet worden sei 
„uid ob die Vertragsschließenden den Charakter des
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Vertragsinhalts klar erkannt hätten; denn entscheidend 
sei in erster Linie, was objektiv festzustellen sei. In 
der Übertragung des Sägewerks hat das Oberlandesgericht 
eine Ausstattung gesehen. Die Zuwendung der 10 000 RM ist 
seiner Ansicht nach rechtlich als Aussteuer zu werten.
Die Zuwendung der 50 000 EM ist dagegen nach der Auffassung 
des Berufungsgerichts anders behandelt worden und zu beur­
teilen, weil die Klägerin auf diese Summe erst nach dem 
Tode ihres Adoptivvaters Anspruch haben sollte. Die Zinsen 
dieses Kapitals hätten eine Art Nadelgeld zur Sicherung 
eines standesgemäßen Auftretens der Klägerin darstellen 
sollen. Die Zuwendung des Kapitals habe dagegen nur äußer­
lich mit der Heirat der Klägerin in Zusammenhang gestanden. 
Mit ihr habe Baron S p ^ | B  dem Ehemann der Klägerin die 
Gewißheit geben wollen, daß er keine unvermögende Frau 
heirate, die außer der Aussteuer und der Ausstattung nichts 
mehr zu erwarten habe. Es habe im Sinne väterlicher Für­
sorge gelegen, der Tochter und dem Schwiegersohn die Ge­
wißheit zu geben, mit welchem VermögensZuwachs beide beim 
Tode des Vaters auf jeden Fall rechnen könnten.

Diese Würdigung des Vertragsinhalt^ greift die Bevi- 
sion nur hinsichtlich des Kapitals von 50 000 RH an. Ihre 
Ansicht, das Berufungericht habe sich nicht mit der Ver­
trag sbeStimmung auseinandergesetzt, nach der im Falle des 
VorverSterbens* der Klägerin ihre Erben das Kapital erhal­
ten sollen, ist nicht zutreffend. Das Oberlandesgericht 
hat diese VertragsbeStimmung nicht etwa übersehen, sondern 
sie ausdrücklich erwähnt und seiner Meinung dahin Ausdruck 
gegeben, daß der beurkundende Notar möglicherweise den 
Zusatz über die Vererblichkeit des Anspruchs im Hinblick 
auf § 2096 BGB für zweckmäßig gehalten habe. Es hat diese 
Frage indessen offen gelassen, weil es gegenüber der, sich
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aus den Umständen ergebenden Zweckbestimmung dieser Zu­
wendung auf die einzelnen Formulierungen bei Vertrags­
schluß nicht entscheidend ankorame, sondern nur das objek­
tiv Feststellbare maßgebend sei. Diese Darlegungen des 
Berufungsgerichts sind nicht zu beanstanden. Die Revision 
räumt selbst ein, daß der Anspruch der Klägerin nicht da­
von abhängig sein sollte, daß sie ihren Adoptivvater über­
lebte. Sie sucht aber eine Schenkung von Todes wegen da­
raus herzuleiten, daß sie annimmt, die Erben der Klägerin 
müßten im Falle des Vorversterbens der Adoptivtochter den 
Baron S p ( ^ P  jedenfalls überleben. Sie gibt damit dem 
Vertrage eine einschränkende Auslegung, indem sie die Ver- 
erbung des Anspruchs auf die unmittelbaren Erben beschränkt 
und etwaige Erbeserben von der Rechtsnachfolge ausschließt. 
Für diese enge Auslegung bietet aber die fragliche Ver- 
tragsbeStimmung keinen Anhalt. Rach den Feststellungen 
des Berufungsgerichts sollte durch die Begründung des An­
spruchs auf 50 000 EM im Hinblick auf die bevorstehende 
Eheschließung der Klägerin gewährleistet werden, daß diese 
über die Aussteuer und die Ausstattung hinaus mit einem 
gewissen Kapital späterhin rechnen konnte, das nicht zu­
letzt ihrer Familie zugute kommen sollte. Dies hat gerade 
darin seinen Ausdruck gefunden, daß der Anspruch nichtvon 
dem Überleben der Klägerin abhängig gemacht wurde, sondern 
im Falle ihres Vorversterbens auch ihren Erben zustehen 
sollte. Es würde mit diesem von dem Berufungsgericht fest­
gestellten Zweck dieser Zuwendung, mit dem sich die Revi­
sion überhaupt nicht auseinandersetzt, nicht zu vereinba­
ren sein, wenn man mit ihr annehmen wollte, daß der An­
spruch nur den unmittelbaren Erben der Klägerin zustehen 
sollte und sie den Tod des Barons S p ^ H P  überleben müßten. 
Bei natürlicher Betrachtungsweise muß die Bestimmung über 
den Übergang des Anspruchs auf die Erben dahin verstanden 
werden, daß dieser ohne Rücksicht auf ein etwaiges
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vorzeitiges Ableben der Klägerin ihrer Familie erhalten 
bleiben sollte. Es ist deshalb nicht zu beanstanden, daß 
das Berufungsgericht die Frage offen gelassen hat; aus 
welchem Grunde der etwaige Übergang des Anspruchs auf die 
Erben der Klägerin ausdrücklich in dem Vertrage festgelegt 
worden ist. Nach dem von dem Berufungsgericht festgestell­
ten Sinn und Zweck dieser Zuwendung lag die Annahme, den 
Erben der Klägerin solle der Anspruch nur zustehen, falls 
sie den Baron S p ^ H ^  überlebten, so fern, daß das Beru­
fungsgericht eine solche Auffassung nicht in Erwägung zu 
ziehen brauchte, zumal da'der Vertrag für eine solche Ein­
schränkung nichts ergibt und infolgedessen auch nichts da­
für spricht, daß die Zuwendung an die Klägerin zwar keine 
Schenkung von Todes wegen sein, eine solche aber hinsicht­
lich ihrer Erben begründet werden sollte. Nach dem von dem 
Berufungsgericht festgestellten Sinn und Zweck dieser Zu­
wendung dürften die Vertragsschließenden eine Abtretung 
der Forderung vor ihrer Fälligkeit nicht ins Auge gefaßt 
haben, so daß sich das Berufungsgericht auch mit der Frage 
der Verwertbarkeit der Forderung durch Abtretung nicht zu 
befassen brauchte und daraus, daß es hierzu nicht Stellung 
genommen hat, auch nicht hergeleitet werden kann, es habe 
den Unterschied zwischen einer Schenkung von Todes wegen 
und einem Schenkungsversprechen nach § 518 BGB verkannt.
Nach alledem sind die Rügen, das Berufungsgericht habe 
die Auslegungsregelnder §§ 133» 157 BGB nicht beachtet 
und § 286 ZPO verletzt, nicht begründet.

Bas Berufungsgericht ist bei der Entscheidung über 
die Frage der Umstellung des Anspruchs von 50 000 HM davon 
ausgegangen, daß der Begriff der Auseinandersetzung zwischen 
Eltern und Kindern im Sinne des § 18 Abs. 1 Nr„ 3 UmstG 
nach der Rechtsprechung weit auszulegen ist, daher nicht
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ein sachenrechtlich gemeinsames Vermögen zu fordern ist, 
es vielmehr genügt, wenn wirtschaftlich gesehen ein ge­
meinschaftliches Vermögen entstanden ist. Bas Oberlandes­
gericht hat erwogen, daß hier die Abwicklung des 1937 
begründeten Anspruchs mit dem Tod des Adoptivvaters ver­
knüpft war und die Zuwendung im Verhältnis nur zu dem 
Allodvermögen des Barons S p ^ | ^  zwar nicht außerordent­
lich hoch, aber doch hoch genug war, um sie als für alle 
Beteiligten wesentlich erscheinen zu lassen. Nach seiner 
Ansicht läßt der Umstand, daß die Klägerin die 30 000 HM 
erst beim Tode ihres Adoptivvaters erhalten sollte, es 
abwegig erscheinen, in dieser Zuwendung nur eine Gelegen­
heit sschenkung anläßlich der Hochzeit zu sehen, hat Baron 
S p ^ ^  vielmehr mit ihr einen wenn auch nur kleinen An­
fang mit der Regelung seiner Vermögensverhältnisse nach 
seinem Tode gemacht; denn andernfalls hätte er nach der 
Auffassung des Oberlandesgerichts den Betrag sofort aus­
gezahlt, und zwar gerade dann, wenn er im Verhältnis zu 
seinem Vermögen für ihn leicht aufbringbar gewesen sei.
Bas Berufungsgericht hat in der getroffenen Regelung die 
Schaffung eines wirtschaftlichen Vermögensbestandteils 
zwischen der Klägerin und ihrem Adoptivvater gesehen, der 
erst mit dessen Tode aus seinem Gesamtvermögen herausgelöst 
werden konnte und damit zu einer Auseinandersetzung führen 
mußte. Es ist so zu dem Ergebnis gelangt, daß es sich hier 
um eine Auseinandersetzung zwischen Eltern und Kindern 
handle und die Forderung daher nach § 18 Abs. 1 Nr. 3 
UmstG im Verhältnis 1 : 1 umgestellt sei.

Bie Revision meint demgegenüber, von einer Auseinander­
setzung zwischen Eltern und Kindern könne hier keine Rede 
sein, ohne sich jedoch mit den Erwägungen des Berufungsge­
richts auseinanderzusetzen. Biesem ist darin beizutreten,
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daß der Begriff der Auseinandersetzung zwischen Eltern 
und Kindern weit auszulegen ist, daß es zu seiner Erfül­
lung eines sachenrechtlich gemeinsamen Vermögens nicht be­
darf, es vielmehr hierzu ausreicht, wenn - wirtschaftlich 
gesehen - ein gemeinschaftliches Vermögen entstanden ist 
(vgl, z«B. Harmening/Buden, Währungsgesetze, Anm. 18 zu 
§ 18 UmstG; EGHZ 2, 229, 232/233 und 2, 270, 272; Urteil 
des erkennenden Senats vom 26. März 1954, V ZR 151/52,
HI Hr. 25 zu § 18 Abs. 1 Hr. 3 UmstG). In der letztgenann­
ten Entscheidung hat der Senat ausgeführt, daß eine Aus­
einandersetzung im Sinne des § 18 Abs. 1 Hr. 3 UmstG schon 
dann anzunehmen sei, wenn die durch die nahen familien­
rechtlichen Beziehungen Verbundenen an einem - wirtschaft­
lich gesehen - gemeinsamen Vermögen beteiligt seien, auch 
wenn rechtlich und insbesondere sachenrechtlich beurteilt 
nur Vermögen des einen Teils vorhanden sei. Der II. Zivil­
senat des Bundesgerichtshofs hat in seiner oben angeführten 
Entscheidung (BGHZ 1, 232) den tragenden Grundgedanken der 
genannten Vorschrift in der Berücksichtigung der engen recht 
liehen und persönlichen Beziehungen der Beteiligten gesehen, 
die in ihrer gesellschaftlichen, erbrechtlichen und familien 
rechtlichen Bindung ihre Grundlage fänden. Nach seiner An­
sicht gebietet die Berücksichtigung dieser engen Beziehun­
gen in besonderem Maße aus Billigkeitsgründen eine gleiche 
Behandlung der Beteiligten. Der erkennende Senat ist dieser 
Auffassung in seinem Urteil vom 26. März 1954 beigetreten. 
Nach seinem Urteil vom 20. April 1951 (V ZR 113/50 « HJW 
1952, 62) fallen unter § 18 Abs. 1 Nr. 3 UmstG nicht Schuld­
verpflichtungen, die ihre rechtliche Grundlage nicht in 
den wechselseitigen familienrechtlichen Beziehungen, son­
dern in rein geschäftlichen, schuldrechtlichen Verbindungen 
haben. In diesem Sinne hat sich auch das Oberlandeägericht 
Schleswig in seinem Urteil vom 17. November 1953 (SchlHA 
1954, 59) ausgesprochen. Es hat unter Hinweis auf die enge
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persönliche und rechtliche Verbindung von Eltern und 
Kindern, die den Grund für die bevorzugte Behandlung auch 
dieser Personengruppe bilde, angenommen, daß alles, was 
im Rahmen dieser engen persönlichen und rechtlichen Bezie­
hungen an Verbindlichkeiten geschaffen werde und in ihnen 
seine eigentliche Motivierung finde, unter den Begriff der 
Auseinandersetzung zwischen Eltern und Kindern falle und 
dies nur dann nicht gelten könne, wenn die Verbindlich­
keit ausnahmsweise nicht auf den durch die Ehe oder die 
Verv/andtschaft begründeten Beziehungen, sondern auf ande­
ren, insbesondere geschäftlichen Erwägungen beruhe« An die­
ser nach der angeführten Rechtsprechung weiten Auslegung 
des § 18 Abs. 1 Hr. 3 UmstG ist festzuhalten.

Von diesem RechtsStandpunkt aus hat das Berufungsge­
richt ohne Rechtsirrtum die genannte Vorschrift auf den 
vorliegenden Pall angewandt. Der Vertrag vom 12. September 
1957 läßt nach seinem ganzen Inhalt keinen Zv/eifel daran, 
daß die durch ihn vorgenommenen Zuwendungen ihren Grund 
in den familienrechtlichen Beziehungen haben, die durch 
die Adoption der Klägerin seitens des Barons S g 4 H ^  ent­
standen sind. Zutreffend hat das Berufungsgericht den An­
laß für alle diese Zuwendungen in der bevorstehenden Ehe­
schließung der Klägerin gesehen; denn das ist in § 1 des 
Vertrages unzweideutig zum Ausdruck gekommen. Dem Vertrag 
lagen danach nicht irgendwelche geschäftlichen Zv/ecke zu­
grunde, vielmehr war er ein Ausfluß der bestehenden fami­
lienrechtlichen Bande zwischen Baron S p d ^ P  und der Klä­
gerin. Hach den PestStellungen des Berufungsgerichts woll­
te dieser dem künftigen Ehemann der Klägerin vor Augen 
führen, daß er keine unvermögende Prau heirate, und beiden 
Verlobten die Gewißheit geben, mit welchem Vermögenszuwachs 
sie bei seinem Tode auf jeden Pall rechnen konnten.
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Durch die Verpflichtung zur Zahlung des strittigen Betra­
ges ging Baron Sp^|^^ eine Verbindlichkeit ein, die nach 
seinem Tode aus seinem Nachlaß zu erfüllen war und damit 
vermögensrechtliche Beziehungen zwischen ihm und seiner 
Adoptivtochter schuf, die nach seinem Tode abzuwickeln 
waren. Wirtschaftlich gesehen ist also die Klägerin in Hö­
he des ihr versprochenen Kapitals an dem Vermögen des 
Barons beteiligt worden. Nach dem oben Gesagten ist
damit insoweit eine Vermögensgemeinschaft geschaffen wor­
den, deren Abwicklung den Begriff der Auseinandersetzung 
im Sinne *des § 18 Abs. 1 Nr. 3 UmstG erfüllt. Mit Recht 
hat danach das Berufungsgericht eine Umstellung des An­
spruchs der Klägerin im Verhältnis 1 : 1 für begründet er­
achtet und ihr weitere 4 600 DM zugesprochen.

Die Revision meint zwar, für eine höhere Umstellung 
als 10 s 1 liege zur Zeit kein Rechtsschutzbedürfnis vor. 
Sie will das offenbar daraus herleiten, daß die Klägerin 
sich den Betrag der Forderung auf ihren Pflichtteil anrech­
nen lassen müsse und dies erst bei der Auseinandersetzung 
geschehen könne, welche die Klägerin abzuwarten habe. Die 
Revision übersieht dabei, daß der Beklagte selbst in den 
Vorinstanzen angenommen hat, daß eine Anrechnung der umge­
stellten Forderung auf den Pflichtteil nicht in Frage kom­
men dürfte. Nicht ersichtlich ist ferner, inwiefern die 
Klägerin genötigt sein soll, eine Auseinandersetzung abzu­
warten. Denn der Anspruch auf den Pflichtteil ist mit dem 
Srbfall entstanden und der hier strittige Anspruch ist ein 
Vierteljahr nach dem Tode des Barons S p ^ ^ p  fällig gewor­
den. Falls die Revision etwa annehmen sollte, die Klägerin 
könne den hier eingeklagten Anspruch erst geltend machen, 
wenn in dem landwirtschaftsgerichtlichen Verfahren eine 
ihr ungünstige Entscheidung ergangen sei, so kann dem aus 
den oben angeführten Gründen nicht beigetreten werden.
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Nach alledem erwies sich die Revision als unbegrün­
det. Sie war daher zurückzuweisen.

Die Kostenentscheidung beruht auf § 97 Abs. 1 ZPO, 

Dr. Tasche Dr. HUckinghaus Dr. Piepenbrock

Pr. Mattem Offterdinger
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